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*

Fernerer Bericht des Centralausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes , betreffend die Niedersetzung eines Tienstgerichts.

it Bezugnahme auf dasjenige , was der Ausschuß in sei- !
ncm vorigen Bcrichie zum Art . 7 . gesagt hat , muß derselbe
zunächst bemerken , daß sich seine Annahme , über die Ableh¬
nung der Richter werde sich alles Nöchige bei den Art . 13.
und 14 . sagen lassen , im Forigangc der Berathung nicht
als richtig gezeigt hat , und sieht derselbe sich daher genöthigt,
einstimmig  den Art . 7 . folgendermaßen zu beantragen:

--In jedem Falle der Zusammenbcrusung des Dienst-
gcrichls ist sowohl der Staatsanwalt , als auch der
Angeklagte berechtigt , vor der Ausloosung ( Art . 0 .)
von den ein Richleramt bekleidenden Personen vier
und von den übrigen für das Dienstgericht bezeichne-
ten Slaatsdiener drei  ohne Angabe von Glünden
abzulehncn . Nach der Ablehnung oder dem Verzicht
aus dieselbe geschieht die AuSloosung in der Weise,
daß zuerst aus den übrig gebliebenen ein Richleramt
bekleidenden Personen vier  und vorauf aus den an¬
dern übrig gebliebenen für das Dienstgericht bczeich-
neien Staatsdienern drei  durch das Loos bestimmt
werden . Diese ausgeloofltcn sieben  Personen bilden
das Dienstgericht . "

Art . 8.

Der Ausschuß schlägt einstimmig  die Annahme des
ersten Absatzes vor,  da es nur Sache des Staatsanwalts
und des von ihm vertretenen Saalsministcriums ist , das
öffentliche Interesse , welches die Entfernung eines unwürdig , n
oder unfähigen Staalsdiencrs verlangt , beim Dienstgericht zu
vertreten . Namentlich kann cs weder den Berufsgenossen
spcciell deigelegt werden , weil sie kein eignes  selbstständiges
Recht auf jene Entfernung haben , noch auch dem Landtage,
weil dieser , falls das Slaarsministerium in dieser Hinsicht
seine Pflicht versäumen sollte , gegen das letztere den gesetz¬

lichen Weg einzuschlagen hat . Eben so einstimmig aber war
der Ausschuß auch darin , daß der zweite Absatz zu streichen
sei, theils als nicht hieher gehörend , da er nur den Verkehr
des Staalsministeriums mtt den ihm untergeordneten Behör¬
den betrifft , theils als überflüssig , weil jede Behörde ohnehin
wissen muß , an welche Vorgesetzte Behörde cS sich in Dienst¬
angelegenheiten zu wenden hat.

Art . d.

Die Annahme der beiden ersten Absätze wird einstimmig
vorgcschlagen.

Eine Bestimmung darüber , ob die Zeugen bei der Vor¬
untersuchung zu vereidigen seien , laßt sich passender spater,
bei der Berathung über die Vernehmung der Zeugen vor
dem Dicnstgerichte , treffen.

Der Schlußsatz im dritten Absätze dürfte passender so
zu fassen sein:

"Soll dabei auf Anklage angctragen werden , so muß
der Beschuldigte in der Voruntersuchung vernommen
und ihm Gelegenheit gegeben sein , Ergänzungen der
Untersuchung zu verlangen und sich zu verlheidigen . "

Beides muß ihm nämlich zusammen frei stehen , nicht
alternativ , wie vielleicht nach dem Entwürfe angenommen
werden könnte.

Die Streichung des Wortes „ vorläufig " rechtfertigt sich
aber dadurch , daß dasselbe entweder überflüssig ist oder zu
der Annahme führen könnte , daß der Beschuldigte sich hier
nicht umständlich und vollständig vertheidigcn dürfe.

Von zwei Abtheilungen war auf Einsetzung einer be-
sondcrn Anklagekammer angctragen , ohne daß die Einrichtung,
die Besetzung und das Verfahren derselben näher angegeben
wäre . Die Mehrheit des Ausschusses glaubt indessen mit
4 gegen 1 Stimme — , daß das Bedürfniß einer besondern
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Anklagekammer nicht vorliege, weil nicht jene bedeutenden
Nachthcile, welche mit der Verweisung vor die Geschwornm-
gerichte verbunden sind, auch den bei einem Dienstgcrichte An¬
geklagten treffen. Vielmehr scheint die Entscheidung deS ver¬
antwortlichen Staatsministeriums hier die einer Anklagekam¬
mer hinreichend zu ersetzen, da dasselbe nach Durchsicht der
Acten nur Anklage erheben wird, wenn eS auch eine Verur¬
teilung erwartet und sich schwerlich leichthin der Gefahr aus-
sctzen wird, durch die Freisprechung des Angeklagten sich eine
Niederlage zuzuziehen; während die Anklagekammcr nur ent¬
scheidet, ob vorläufig Grund zur Anklage vorhanden sei, un¬
bekümmert um daS Resultat dcS EndurtheilS. Jedenfalls
würde durch die Errichtung einer besondern Unklagekammer
und durch das Verfahren vor derselben ohne Nutzen große
Weitläufigkeit und Verzögerung entstehen.

Art. 10.
Es scheint nicht nvthig, hier ausdrücklich vorzuschreiben,

daß der Staatsanwalt die Aufgabe des Staatsministeriums
dem Präsidenten des höchsten Landcsgerichts übergebe, da er
ja derjenige angestellte Beamte des Staatsministeriums ist,
welcher derartige Aufgaben auSzusühren hat, und trägt der
Ausschuß deshalb darauf an, im zweiten Absätze die Worte:
„welcher die Ausgabe des Staatsministeriumsanzulegen ist" —
zu streichen. Auch erscheint cs zweckmäßig, um den Angeklag¬
ten nicht zu zwingen, den vielleicht weiten Weg zum Ausloo-
sungstermin zu machen, daß der SLaatsanwalr sogleich bei
seinem ersten Anträge schriftlich diejenigen Personen bezeichnet,
welche er ablchnen will, damit dieselben dem Angeklagten
mitgetheilt werden und alsdann auch dieser schriftlich von sei¬
nem AblehnungsrcchteGebrauch machen kann. Danach würde
statt des ersten Satzes des zweiten Absatzes zu setzen sein:

//Dieser beantragt dann in einer an den Präsidenten
deS höchsten Landcsgerichts zu richtenden Vorstelluug
unter Angabe derjenigen für das Dicnstgericht bczcich-
neten Personen, welche er ablehnen will (Art. 7.), die
Ansetzung eines Termins zur Ausloosung der Mit¬
glieder des Dicnstgerichts und die Zusammenberufung
desselben.

An. 11.
würde dann im ersten Absätze lauten:

//Der Präsident des höchsten LandcSgerichts lheill beite
Eingaben des Siaatsanwaldes dem Angeklagten ab¬
schriftlich mil, unter Aufforderung die für das Dienst-
geeicht bezeichnten Personen, welche er ablchnen will
(Art. 7.) , entweder schriftlich oder spätestens in dem
zugleich anzufttzendcn Termin zur Ausloosung der
Mitglieder deS Dienstgerichts mündlich namhaft zu
machen und, falls er cs für nölhig erachtet, einen
Bertheidiger zu bestellen. Im Fall bescheinigten Un¬
vermögens muß dem Angeklagten aus sein Ansuchen
und nach seiner Wahl ein Vcrthcidiger aus der Zahl
der in der Stadt Oldenburg wohnenden Anwälte
vom Präsidenten zugcordnet werden.«

Der Ausschuß war nämlich in Beziehung auf den letz¬

ten Satz der Ansicht, daß statt „kann" besser gesagt werde:
„muß" und daß eine billige Rücksicht gegen den Ange¬
klagten ihm die Wahl unter den Anwäldcn gestalten müsst.
Dagegen scheint es nicht nölhig, dieselbe auch auf die außer
Oldenburg wohnenden Anwälde auszudehrun, weil dielen es
nicht zugcmuthet werden kann, wider ihren Willen die Reste
nach Oldenburg zu machen, auch eine hinreichende Auswahl
in Oldenburg vorhanden sei, und wo der Angeklagte mit
einem auswärtigen Anwaldc in so naher Beziehung stehe,
daß er dicstni vor Allen andern sein Zutrauen schenke, der¬
selbe auch freiwillig die Venheidigung übernehmen werde.

Art. 12.
würde lauten:

„Auch wenn der Angeklagte oder sein Veriheidiger in
dem Termine nicht erscheint, wird dennoch mü der
Ausloosung verfahren unter Annahme des Verzichts
des Angeklagten auf das Recht der Ablehnung (Art.
7. und 1t .), falls er von demselben bisher keinen Ge¬
brauch gemacht hak."

Art. 13.
Nach dem Inhalte des Art. 7. werden hier die vier letz¬

ten Absätze zu streichen sein und wird der erste lauten müssen:
„Zum Zweck der Ausloosung legt der Präsident des
höchsten Landesgerichts zuerst die Namen der nicht
abgelchnlen für das Dienstgericht bezeichnten Perso¬
nen, welche ein Nichreramc bekleiden, in eine Urne
und läßt vier  derselben durch den Secretaw aus der
Urne hcrvorzichen."

Es wurde nämlich nicht für passend gehalten, daß die¬
selbe Person, welche die Namen in die Urne legt, dieselbe
auch wieder herauszicht.

Art. 14.
wird gleichfalls so abzuändern sein:

„Nach Ausloosung der ein Richleramt bekleidenden
Personen werden die Namen der übrigen nicht abgc-
lchnien für das Dicnstgericht bezeichnten StaalSdienec
in die Urne gelegt und mit der Ziehung von drei
Namen ebenso verfahren."

Dabei wird noch bemerkt, daß cs Sache der Redaction
sein wird, manche zusammen gehörende Artikel in einen zu
vereinigen, und dasselbe hier unterlassen ist, weil sonst leicht
hinsichtlich der Zahlen Verwirrung entsteht.

Art. 15.
Hiebei ist nichts zu bemerken gesunde».

Art. 16.
Der dritte Absatz dürfte passender so zu fassen sein:

„Letzteres laßt sodann den Staatsanwalt so wie den
Angeklagten mit dem etwa gewählten oder zugcordne-
lcn Vertheidiger eimretcn und eröffnet die Sitzung."

Es läßt sich nämlich nicht absehen, weshalb das Dienst-
geiicht den Staatsanwalt ein treten lassen,  den Ange¬
klagten mit seinem Veriheidiger aber vvrzurufen befeh¬
len soll.
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Art . 17.

Hiebei ist nichts zu bemerken gefunden.
Ar !. 18.

Da nach den Anträgen des Ausschusses zu An 6 ., 7 .,
13 . und 14 . noch jedenfalls nicht ausgcloos ' tc und nicht ab-

gclehnle Personen übrig geblieben sein muffen , so wird dieser
Arlikel so zu fassen sein:

„Ist ein nicht erschienenes Mitglied des Dienstgerichts
für dauernd entschuldigt erklärt , so wird mit einer
weitern Ausloosung der noch übrig gebliebenen nicht
abgclehntcn Personen durch den Vorstand des Dienst-
gerichts nach Art . 13 . und 11 . verfahren . "

§ ) em allgemeinen Landtage hat das Staats - Ministerium
wegen Veräußerung einer zum Staatsgute gehörigen Be¬
sitzung folgende ergebenste Mitthcilung zu machen:

Der früher der kommende Lage , nachher der Landes¬

herrschaft cigenbehörige Colon Strathmann zu Holdorf , Amts
Damme , ist , da er sich auf der höchst verschuldeten Stelle
nicht halten konnte , im Zahre 1838 nach Amerika ausge¬
wandert , nachdem er unterm 25 . August 1838 vor dem Amte
Damme eine Vereinbarung mit seinen Gläubigen geschlossen,
nach welcher das Colonat mit allen Zubchörrmgen auf die
nächsten 10 Zahre zum Besten der Gläubiger meistbietend
verheuert werden sollte . Diese Vereinbarung ist unterm
4 . September 1838 von der Kammer gutsherrlich genehmigt,
unter ausdrücklichem Vorbehalt aller gutsherrlichen Rechte,
mit der Bemerkung , daß durch diese Genehmigung die Natur
der Forderungen an Strathmann nicht geändert sein solle,
insbesondere unter der Bedingung , daß , wenn der jetzige Co¬
lon oder dessen ältester Sohn und Anerbe nach Ablauf der
10 Zahre die Stelle nicht wieder angetreten haben werde , es

so angesehen werden solle , als wenn sie auf dieselben ver¬
zichten und daS Colonat in Gemäßheit deS

Cap . IV. tz. 21 . (B . 20 ) i. 1. des Osnabrückschen
Eigths . Ordg . der Gutsherrschast verfallen sei.

Die Rückkehr des Colvnncn oder dessen ältesten Sohnes
ist innerhalb der 10 Zahre und auch bis jetzt nicht erfolgt,
daS Colonat also in Folge der erwähnten Bedingung als
hcimgefallen zu betrachten , oder nunmehr nach dem Staats-
grunbgesetze als Staatsgut anzusehen.

Cs fragt sich nun , ob der Staat die Stelle behalten
oder zum öffentlichen Verkaufe bringen soll . Zm Herbste die¬
ses Zahres , beziehungsweise Maitag 1850 , fällt dieselbe aus
der Pacht ; einstweilen ist , da bis zum Verkaufe jedenfalls

noch längere Zeit vergeht , und über die fernere Benutzung
der Ländereien sofort verfügt werden mußte , eine anderweitige
Verpachtung zum Besten der Gläubiger auf Cin Zahr angc-
ordnet . Für dre Zukunft möchte sich aber die Beibehaltung
der Stelle als Staatsgut und ihre Verpachtung nicht em¬
pfehlen , vielmehr cs vorzuziehen sein , sic zu verkaufen . Ein¬
mal nämlich besteht das ohnehin schon bedeutend herunterge¬
kommene Colonat aus vielen einzelnen getrennt von einander
umherliegcnden Ländereien . Nach dem Berichte des Domai-
nen -Znspectvrs ist eine Arrondirung für die Hebung der
Srelle durchaus wünschenswerth , eine solche jedoch schwerlich
jemals in dem Maaße zu erreichen , daß aus der Stelle etwas
Reelles werden könnte . Sodann stellt sowohl der Domainen-
Znspeccor , als auch das Amt Damme eine sofortige nicht un¬
erhebliche Verwendung auf die zum Thcil sehr verfallenen
und beinahe unbrauchbaren Gebäude des Colonats in Aus¬
sicht . Endlich hastet auf der Stelle auch eine bedeutende
Schuldenlast , indem die gutshcrrlich consentirten Schulden
etwa 1300 Rthlr ., die privilegirten etwa 80 Rthlr . , die nicht
gutsherrlich consentirten etwa 2100 Rthlr . betragen . Dage¬
gen belief sich der Heucrertrag für das laufende Zahr nur
auf 132 Rthlr . 39 gr . Courant.

Die Kammer hat die Veräußerung der Stelle aus den

angeführten Gründen als sehr zu empfehlen bezeichnet , um so
mehr , als außer dem bisherigen Gevollmächtigten deS Colonen

Strathmann , G . H . Kramer , sich bereits zwei andere Kauf¬
liebhaber gemeldet haben , weshalb die Erlangung eines ange¬
messenen -Kaufpreises nicht zu bezweifeln sein wird.

Die Staatsregierung theilt die Ansicht der Kammer
und beantragt daher in Gemäßheit deS Art . 210 . deS Staats-

grundgcsetzes die Zustimmung des allgemeinen Landtags zum
Verkauf des heimgefallenen Strathmanns Kvlonats.

Oldenburg , den 9 . August 1819.
Staats - Ministcriu m.

Schloifer . Zedelius.

Mutzenbecher.
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3 .
Zweiter Bericht des Budgets -Ausschusses.

Gutachten über den von dem Staatsministerium vermittelst Vorlage vom 9 . August 1849 vorgeschlagenen Ver¬

kauf des heimgefallenen Strathmanns Kolonats zu Holdorf , Amts Damme.

er Ausschuß findet unter den in der Vorlage dargestellten

Verhältnissen keine Bedenken , welche dem Verkauf dieses ver¬

einzelten mit seinen Grundstücken nicht zusammenhängenden

Kolonats entgegenständen , ist vielmehr der Ansicht , daß dem

Staate derartige Besitzungen nur lästig sind und besser dem
Privatbesitz und Betrieb übergeben werden.

Der Ausschuß darf voraussehen , baß die Staatsregic-

rung bei dem Verkaufe auch zugleich eine Parzellirung der

doch schon nicht zusammenhängenden Landstücke vornehmen

wird , wenn solche für die Volkswirthschaft nützlich erscheint

Lindemanu . Lübbcn . Nicberding I.

und einen höheren Kaufpreis in Aussicht stellt . Ohne Zwei¬

fel darf auch vorausgesetzt werden , daß die Staatsregierung
für die Deckung der auf der Stelle hastenden Schulden deS

Colonen Slrathmann möglichst sorgen werde . Der Ausschuß

schlägt daher vor:

Der Landtag wolle in Gemäßheit deS Art . 210 . des

Staatsgrundgesetzes ferne Zustimmung zu dem Verkauf

des heimgefallenen Strathmanns Kolonats zu Hvldorf
beschließen.

Eelckinann . v. Thiinen . Wvbcken.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

